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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 45 Ausgegeben Danzig, den 15. Juni 1934 


135 Verordnung 


zur Ergänzung der Verordnung gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung vom 28. Februar 1934 (G. Bl. S. 73). 


Vom 8. Juni 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 28 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel J 
Anderung der Reichs verſicherungsordnung 


Die Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird geändert wie folgt: 
1. Als $ 119 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 119 a 


Iſt ein Berechtigter oder ein Kind, für das Kinderzulage oder Kinderzuſchuß zu gewähren 
iſt, in Fürſorgeerziehung oder auf ſtrafgerichtliche Anordnung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, in 
einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungs anſtalt oder in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl 
untergebracht, ſo geht der Anſpruch auf Rente oder auf Kinderzulage oder Kinderzuſchuß, ſoweit 
ſolche Leiſtungen für die Zeit der Unterbringung zuſtehen, bis zur Höhe der Koſten der Unter⸗ 
bringung auf die Stelle über, der dieſe Koſten zur Laſt fallen. 

Erfolgt die Unterbringung am erſten Tage eines Monats, ſo tritt der Rechtsübergang mit 
dieſem Tage ein, andernfalls mit dem erſten Tage des darauffolgenden Monats. Der Rechts⸗ 
übergang umfaßt die Leiſtungen für die Zeit bis zum Ablauf des Monats, der dem Tage der 
Entlaſſung vorausgeht. 

Hat der untergebrachte Berechtigte im Inland Angehörige, die bei ſeinem Tod Anſpruch 
auf Rente haben würden, jo iſt ihnen die Rente bis zur Höhe dieſes Anſpruchs zu überweiſen; 
inſoweit findet ein Rechtsübergang nicht ſtatt. 


2. Im $ 120 Abſ. 2 Satz 3 werden hinter dem Wort „Trinkerheilanſtalt“ die Worte „oder Ent⸗ 
ziehungsanſtalt“ eingefügt. 


3. Im $ 216 Abſ. 1 Nr. 1 werden die Worte „in einem Arbeitshaus oder in einer Beſſerungs⸗ 
anſtalt“ durch die Worte „in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl, in Sicherungsverwahrung oder 
in einer Fürſorgeerziehungsanſtalt“ erſetzt. 


A. Im $ 615 Abſ. 1 erhält der Satz 1 Nr. 1 folgende Faſſung: 


1. ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat verbüßt oder in 
Sicherungsverwahrung untergebracht iſt. 


5. Im $ 1116 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: N | 


Für das Ruhen der Rente bei Freiheitsitrafe oder Sicherungsverwahrung gilt § 615 Abſ. 1 
Nr. 1, Abſ. 4 aus der gewerblichen Unfallverſicherung. 


6. Im 8 1312 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 


Die Rente ruht, ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat 
verbüßt oder in Sicherungsverwahrung untergebracht iſt. 
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Artikel II 
Anderung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
Das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz wird geändert wie folgt: 


Im $ 46 Abſ. 2 Satz 3 werden hinter dem Wort „Trinkerheilanſtalt“ die Worte „oder Ent⸗ 


ziehungsanſtalt“ eingefügt. 


. Im 8 69 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 


Die Rente ruht, ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat 
verbüßt oder in Sicherungsverwahrung untergebracht iſt. 


Als 8 87 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


S 87a 

Iſt ein Berechtigter oder ein Kind, für das Kinderzuſchuß zu gewähren it, in Fürſorge⸗ 
erziehung oder auf ſtrafgerichtliche Anordnung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, in einer Trinker⸗ 
heilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt oder in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl untergebracht, 
ſo geht der Anſpruch auf Rente oder auf Kinderzuſchuß, ſoweit ſolche Leiſtungen für die Zeit 
der Unterbringung zuſtehen, bis zur Höhe der Koſten der Unterbringung auf die Stelle über, der 
dieſe Koſten zur Laſt fallen. 

Erfolgt die Unterbringung am erſten Tage eines Monats, jo tritt der Rechtsübergang mit 
dieſem Tage ein, andernfalls mit dem erſten Tage des darauffolgenden Monats. Der Rechts⸗ 
übergang umfaßt die Leiſtungen für die Zeit bis zum Ablauf des Monats, der dem Tage der 
Entlaſſung vorausgeht. 

Hat der untergebrachte Berechtigte im Inland Angehörige, die bei ſeinem Tod Anſpruch auf 
Rente haben würden, ſo iſt ihnen die Rente bis zur Höhe dieſes Anſpruchs zu überweiſen; inſoweit 
findet ein Rechtsübergang nicht ſtatt. 


Artikel III 
Anderung des Verſorgungsgeſetzes 
Das Verſorgungsgeſetz wird geändert wie folgt: 


Im 8 61 Abſ. 1 Nr. 5 werden im Satz 1 die Worte „in einem Arbeitshaus oder in einer Beſſe⸗ 
rungsanſtalt“ durch die Worte „in Sicherungsverwahrung“ erſetzt und der Satz 2 geſtrichen. 


. Hinter $ 71 wird die Überſchrift „Übertragung kraft Geſetzes“ und als §S 71 a folgende Vorſchrift 


— — — — — —. — L—̃— —2¼— ʒ—ä—. —— — — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


eingefügt: 
§ 71 a 

Iſt ein Verſorgungsberechtigter oder ein Kind, für das Kinderzulage zu gewähren iſt, in Fürſorge⸗ 
erziehung oder auf ſtrafgerichtliche Anordnung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, in einer Trinker⸗ 
heilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt oder in einem Arbeitshaus oder einem Aſyl untergebracht, 
ſo geht der Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe oder auf Kinderzulage, ſoweit ſolche für die Zeit 
der Unterbringung zuſtehen, bis zur Höhe der Koſten der Unterbringung auf die Stelle über, der 
dieſe Koſten zur Laſt fallen. s 


§ 61 Abſ. 2 gilt entſprechend; ſoweit hiernach die Verſorgungsbehörde die Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe Angehörigen überweiſt, findet ein Rechtsübergang nicht ſtatt. Für Beginn und Ende 
des Rechtsübergangs gilt S 66 entſprechend. 


Artikel IV 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 8. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


— 


